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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Nationalrat Mauro Tuena (svp, ZH) forderte mit einer im Dezember 2017 eingereichten
parlamentarischen Initiative die Zulassung von allen anerkannten Ärztinnen und Ärzten
zu verkehrsmedizinischen Untersuchungen. Der Initiant ortete im
Strassenverkehrsgesetz und in der Verkehrszulassungsverordnung zuviel Bürokratie:
Eine in der Verordnung vorgeschriebene Weiterbildung für zu verkehrsmedizinischen
Untersuchungen zugelassene Ärztinnen und Ärzte sei kompliziert und teuer. Die
Regelung der Zulassung führe «zu einer absurden und ausufernden Pathologisierung
der betroffenen Verkehrsteilnehmer und zu einer völlig unverhältnismässigen
Aufblähung der Disziplin Verkehrsmedizin». Nationalrat Tuena schlug stattdessen vor,
dass alle anerkannten Ärztinnen und Ärzte zu verkehrsmedizinischen Untersuchungen
zugelassen werden sollten.
Der Mehrheitsantrag der KVF-NR hiess, der Initiative keine Folge zu geben, eine
Minderheit Giezendanner (svp, AG) wollte Folge geben. 
In der Ratsdebatte vom 11. Juni 2019 äusserte sich auch der als Arzt und Ratsmitglied
von Tuena in seinem Votum adressierte Pierre-Alain Fridez (sp, JU): Er hielt fest, die
aktuelle Regelung entlaste die Ärzteschaft und schütze sie davor, Fehler zu begehen.
Eine Mehrheit im Rat hielt eine Spezialisierung der Ärzte für verkehrsmedizinische
Untersuchungen weiterhin für sinnvoll. Mit 102 zu 76 Stimmen (1 Enthaltung) beschloss
der Rat, der Initiative keine Folge zu geben. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.06.2019
NIKLAUS BIERI

Mit einer im März 2021 eingereichten parlamentarischen Initiative forderte Gabriela
Suter (sp, AG), dass Tempo 30 innerorts zur Regel werden solle. Dies führe zu mehr
Sicherheit und Lebensqualität sowie zu einer tieferen Lärmbelastung. Für diese
Reduktion von derzeit generell 50km/h auf generell 30km/h müssten die
entsprechenden Bestimmungen im SVG geändert werden. Die Angst, dass es damit zu
mehr Staus kommen würde, sei unbegründet; Studien hätten gezeigt, dass Tempo 30
vielmehr eine Verflüssigung des Verkehrs bringe, argumentierte Suter.
Die KVF-NR behandelte die Initiative im August 2021. Die Mehrheit (13 zu 10 Stimmen)
beschloss, der Initiative keine Folge zu geben, insbesondere weil das innerörtliche
Tempolimit Sache der Kantone respektive der Gemeinden sei. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.08.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die parlamentarische Initiative Suter (sp, AG) für ein Tempolimit von 30 km/h
innerorts stand in der Wintersession 2021 auf der Traktandenliste des Nationalrats.
Gabriela Suter bewarb ihr Anliegen mit dem Argument, dass ein generelles Tempolimit
von 30 km/h anstelle der heute geltenden 50 km/h innerorts für mehr Sicherheit und
weniger Lärm sorgen werde. Zudem würde in den Quartieren die Wohn- und
Aufenthaltsqualität gesteigert.
Kommissionssprecher Kurt Fluri (fdp, SO) erläuterte, dass die Mehrheit der KVF-NR der
Initiative keine Folge geben wolle, da es primär Aufgabe der Kantone und Gemeinden
sei, zu entscheiden, in welchen Gebieten sie Tempo 30 einführen möchten und wo
nicht. Zudem würde die generelle Temporeduktion bauliche Massnahmen und somit
hohe Kosten für die Kantone und Gemeinden mit sich bringen. Die baulichen
Massnahmen seien nötig, um die Verkehrsteilnehmenden dazu zu bringen, sich auch
wirklich an das Tempolimit zu halten. Im Anschluss an diese Diskussion gab der
Nationalrat der Initiative mit 105 zu 79 Stimmen bei 2 Enthaltungen keine Folge, womit
diese erledigt ist. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Mittels einer parlamentarischen Initiative forderte Isabelle Pasquier-Eichenberger (gp,
GE) im Juni 2022, dass in der Werbung für Motorfahrzeuge jeweils auch auf eine
alternative Mobilitätsform aufmerksam gemacht wird. Als Alternativen schlug die grüne
Nationalrätin den Langsamverkehr, Fahrgemeinschaften oder den öffentlichen Verkehr
vor. Begründet wurde die Initiative nicht nur mit klimapolitischen Überlegungen,
sondern auch mit Hinweisen auf die Lärmbelastung und die Luftverschmutzung, welche
durch den motorisierten Verkehr entstehen, sowie auf die Vorteile des gesünderen

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.10.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Lebensstils, der mit dem Langsamverkehr einhergehe. 
Die KVF-NR befasste sich Mitte Oktober 2022 mit dem Anliegen. Die Kommission
beantragte mit 16 zu 7 Stimmen, der Initiative keine Folge zu geben. Für die
Kommissionsmehrheit stellten Eingriffe in die Werbefreiheit in diesem Bereich kein
zielführendes Mittel und keine staatliche Aufgabe dar. Eine Minderheit hingegen sah in
der Initiative eine Chance, das Kauf- und Konsumverhalten im Bereich der Mobilität
positiv zu beeinflussen. 4

Die Forderung nach einer Vorschrift, wonach in der Werbung für Motorfahrzeuge
jeweils auch auf eine alternative Mobilitätsform aufmerksam gemacht werden muss,
wurde im Nationalrat im März 2023 klar versenkt. Mit 124 zu 60 Stimmen bei 6
Enthaltungen folgte die grosse Kammer damit dem Antrag seiner KVF-NR und lehnte die
parlamentarische Initiative von Isabelle Pasquier-Eichenberger (gp, GE) ab. Geschlossen
für die Initiative stimmten die Fraktionen der Grünen und der SP (bei 6 Enthaltungen),
alle anderen Fraktionen sprachen sich geschlossen dagegen aus.
Während Pasquier-Eichenberger und Florence Brenzikofer (gp, BL) die Bevölkerung mit
der Massnahme für die Themen Klimaschutz, Luftverschmutzung, Lärmbelastung und
gesunder Lebensstil sensibilisieren wollten, erachtete etwa Kommissionssprecher
Matthias Bregy (mitte, VS) die Massnahme als «reine Symbolpolitik». Gregor Rutz (svp,
ZH) befand es zudem als stossend, dem Parlament eine «erzieherische Aufgabe» für die
Bevölkerung zuzuweisen. Der zweite Kommissionssprecher Olivier Feller (fdp, VD) fügte
an, dass die Initiative die Werbefreiheit und damit den ökonomischen
Freiheitsgedanken einschränke. Mit dem ablehnenden Entscheid des Nationalrats war
die Initiative erledigt. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.03.2023
MARCO ACKERMANN

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitnehmerschutz

Mit 116 zu 65 Stimmen lehnte der Nationalrat eine parlamentarische Initiative Teuscher
(gp, BE) ab, die eine systematische Erhebung aller möglicherweise mit Asbest
verseuchten Gebäude sowie eine Entschädigung allfälliger Opfer durch einen neu zu
errichtenden Fonds verlangte. Die Sprecher der Kommissionsmehrheit machten für
ihre Ablehnung geltend, seit 1990 seien sehr strenge Vorschriften bezüglich Asbest in
Kraft; zudem sei das Material nur gesundheitsgefährdend, wenn die Umhüllung durch
andere Baumaterialien (z.B. Beton) beschädigt werde. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.03.2007
MARIANNE BENTELI

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Die starke Betonung der Prävention auf allen Ebenen ging einher mit einem
wachsenden Unbehagen an der Schulmedizin, deren Zielsetzungen und Massnahmen
vermehrt hinterfragt wurden. In einer parlamentarischen Initiative verlangte Nationalrat
Hafner (gp, BE; Pa.Iv. 89.222), dass die Bundesbehörden ihre Unterstützung der
gesamtschweizerischen Impfkampagne gegen Masern, Mumps und Röteln (MMR) sofort
einstellen sollten, da dadurch ein faktischer Impfzwang geschaffen werde, der die
freiheitlichen Grundrechte verletze. Das allgemein grosse Interesse für alternative
Heilmethoden kam in einem vom Nationalrat überwiesenen Postulat Hafner (Po.
89.538) zum Ausdruck, welches die Berücksichtigung der Erfahrungsmedizin
insbesondere in der Arzneimittelkommission anregte, und das von 100
Parlamentarierinnen und Parlamentariern mitunterzeichnet worden war. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.03.1989
MARIANNE BENTELI

Ständerat Jelmini (cvp, TI) zog seine parlamentarische Initiative für einen Artikel 24 BV
zurück, welcher ermöglichen sollte, dass der Bund zum Schutz der Gesundheit und zur
Verhütung von Unfällen Vorschriften erlassen und den Vollzug regeln kann. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.08.1991
MARIANNE BENTELI
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Während der Sommersession 2016 befasste sich der Nationalrat mit einer
parlamentarischen Initiative Carobbio Guscetti (sp, TI), welche eine landesweite
Bewilligungspflicht für besonders kostspielige medizin-technische Geräte zum Inhalt
hatte. Die Initiantin begründete ihr Anliegen damit, dass ein Überangebot
entsprechender Geräte zu einer erhöhten Nachfrage nach diagnostischen Tests und in
der Folge auch zu höheren Gesundheitskosten führe. In Kantonen wie dem Tessin,
Neuenburg oder Jura existierten bereits vergleichbare Regelungen. Während Carobbio
Guscetti von ihrem Parteikollegen und SGK-SR-Minderheitensprecher Pierre-Alain
Fridez (sp, JU) Rückendeckung erhielt, empfahl Thomas de Courten (svp, BL) im Namen
der Kommissionsmehrheit, der Initiative keine Folge zu geben. Dabei argumentierte er
mit der bestehenden Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen, in welche
eingegriffen würde. Stattdessen erachte die Kommission Massnahmen zur
Wettbewerbsstärkung im Gesundheitswesen als angezeigt. Mit 137 zu 52 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) gab der Nationalrat dem Geschäft keine Folge. Die Fraktionen der SP und
der Grünen stimmten zusammen mit einer Person aus der SVP geschlossen für
Folgegeben. Die restlichen Fraktionen lehnten die Initiative ab. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.05.2016
JOËLLE SCHNEUWLY

Mittels parlamentarischer Initiative wollte Ulrich Giezendanner (svp, AG) Ende 2016 die
Sicherstellung der Blutversorgung und die Unentgeltlichkeit der Blutspende auf
Gesetzesebene erreichen. So sei Ersteres rechtlich kaum geregelt. Es handle sich dabei
zwar um eine «landesweite gesundheitspolitische Aufgabe», für welche hauptsächlich
das SRK zuständig sei, jedoch anerkenne der Gesetzgeber den Blutspendedienst nicht
ausdrücklich als eine öffentliche Aufgabe und es bestehe kein Leistungsauftrag
zwischen dem Bund und der Blutspende SRK Schweiz AG. Dies sei allerdings notwendig,
um die nachhaltige Sicherstellung von Blut und Blutprodukten zu gewährleisten, zumal
durch die Aufgabenerfüllung verursachte ungedeckte Kosten auf diese Weise
abgegolten werden könnten. Die Unentgeltlichkeit von Blutspenden sei hinsichtlich
Vermeidung kontaminierter Blutspenden, aber auch aus ethischer Sicht zentral. Es
existiere zwar sowohl in der Bundesverfassung als auch im Übereinkommen über
Menschenrechte und Biomedizin ein Unentgeltlichkeitsgebot, welches auch für die
Blutspende gelte, auf Gesetzesebene seien diese Bestimmungen bislang jedoch noch
nicht umgesetzt worden. 
Im Januar 2018 beschäftigte sich die SGK-NR mit dem Geschäft. Angesichts des
demographischen Wandels, welcher Engpässe bei der Blutversorgung zur Folge haben
könne, solle die Blutversorgung als Aufgabe des Bundes definiert werden, wobei die
Aufgabe auch in Zukunft durch eine geeignete Organisation getragen werden könne. Mit
16 zu 2 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) gab die Kommission der parlamentarischen
Initiative Folge. Einstimmig folgte die SGK-SR ihrer Schwesterkommission im Oktober
2018. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.10.2018
JOËLLE SCHNEUWLY

Im August 2019 entschied sich die SGK-NR dafür, dass die Umsetzung der
parlamentarischen Initiative Giezendanner (svp, AG) «Sicherstellung der
Blutversorgung und die Unentgeltlichkeit der Blutspende» gemäss dem eingereichten
Text erfolgen soll. Ende Juni 2020 beugte sich die Kommission erneut über den
Vorstoss. Einstimmig beschloss sie, die Verwaltung mit der Erarbeitung eines Entwurfs
zur Verankerung und Erweiterung des bisherigen Finanzhilfesystems bezüglich des
Blutspendewesens zu betrauen. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.08.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Philippe Nantermod (fdp, VS) möchte mittels parlamentarischer Initiative das KVG
dahingehend ändern, dass der Wille bezüglich einer Organspende sowie eine allfällige
Patientenverfügung auf der Versichertenkarte vermerkt werden. Dies soll geschehen,
indem die versicherte Person dazu verpflichtet wird, ihrer Krankenkasse die
entsprechenden Informationen im Rahmen eines Versicherungsvertragsabschlusses
oder einer Vertragserneuerung zukommen zu lassen. Dabei müsse es für die betroffene
Person jederzeit möglich sein, ihren Spendewillen zu ändern, wobei ihr in diesem Fall
eine angepasste Krankenkassenkarte zugestellt würde. Bei Vorliegen widersprüchlicher
Willenserklärungen soll die jüngste Erklärung entscheidend sein. Falls nicht eruiert
werden könne, welche die jüngste sei, soll es an den nächsten Angehörigen liegen, über
eine Organspende zu entscheiden. Weiter sollen die Daten zur Organspende vertraulich
behandelt werden. Nantermod begründete seinen Vorstoss damit, dass jedes Jahr
durchschnittlich hundert Personen sterben würden, weil ihnen aufgrund eines Mangels
an Spenderinnen und Spendern kein passendes Organ vermittelt werden könne. Seit
2010 seien alle Versicherten dazu verpflichtet, eine Versicherungskarte zu besitzen,

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.10.2019
JOËLLE SCHNEUWLY
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daher könne dieses bestehende Instrument ideal zur Lösung bezüglich der Probleme
mit der Erfassung des Spendewillens genutzt werden. Im Oktober 2019 befasste sich die
SGK-NR mit der parlamentarischen Initiative. Sie erachtete sie als «effiziente und rasch
umsetzbare Möglichkeit» zur Erhöhung der Anzahl Organspenden und gab ihr mit 21 zu
0 Stimmen (bei 1 Enthaltung) Folge. Die SGK-SR folgte ihrer Schwesterkommission Mitte
April 2021 mit 11 zu 0 Stimmen (bei 2 Enthaltungen). 12

Um die Effizienz und Effektivität der Stiftung Gesundheitsförderung Schweiz zu
stärken, lancierte die SGK-NR im November 2019 mit 11 zu 9 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) eine parlamentarische Initiative. Neu soll bei den Gesamteinnahmen der
Stiftung eine Obergrenze von CHF 20 Mio. geschaffen und ihr Verwaltungsaufwand bei
7.5 Prozent der Ausgaben gedeckelt werden. Weiter soll die Tätigkeit der Stiftung dem
EDI unterstehen. Die Kommission erklärte in ihrer Medienmitteilung, sie störe sich an
dem starken Wachstum der Ausgaben und der «angehäufte[n] Liquidität». Es könne
nicht angehen, dass der Zuschlag auf den Krankenkassenprämien, der die Stiftung
finanziert, «auf Vorrat angehoben werde[...]». Ferner erachtete die Kommission die
Personalkosten als zu hoch. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.11.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Nicht einverstanden mit der parlamentarischen Initiative ihrer Schwesterkommission
zur Effizienz und Effektivität der Stiftung Gesundheitsförderung Schweiz zeigte sich
die SGK-SR Mitte Januar 2020 mit 10 zu 2 Stimmen (bei 1 Enthaltung). Man habe
Vertreterinnen und Vertreter der Kantone und der Stiftung angehört und sei zum
Schluss gekommen, dass die von der SGK-NR geplante Mittelkürzung zu weit führe,
betonte die Kommission in ihrer Medienmitteilung. Sie führte zudem aus, dass sie sich
kritisch mit der Stiftung und ihrer Arbeit sowie ihrer Organisation auseinandergesetzt
habe und auch ihr die weitere Qualitätsverbesserung ein Anliegen sei. Es sei jedoch
deutlich geworden, dass die Stiftung, ihre Funktion im Zusammenhang mit der
Präventionsstrategie nichtübertragbarer Krankheiten sowie «ihre koordinierende Arbeit
für die Kantone» breite Unterstützung geniesse würden. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.01.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Nachdem sich die SGK-NR durch die Stiftung «Gesundheitsförderung Schweiz» über
deren Aktivitäten im Jahr 2019 sowie die mit der Covid-19-Pandemie verbundenen
laufenden Tätigkeiten hatte orientieren lassen und auch Kantonsvertreterinnen und
-vertreter angehört hatte, entschied sie sich im Januar 2021 mit 14 zu 10 Stimmen dazu,
ihre parlamentarische Initiative «Effizienz der Stiftung Gesundheitsförderung Schweiz
steigern» zurückzuziehen. Im Vorfeld hatte sich ihre Schwesterkommission negativ zum
Geschäft geäussert. 15

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.01.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Mit 17 zu 1 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) beantragte die SGK-NR im April 2021 ihrem
Rat, die Behandlungsfrist für die parlamentarische Initiative Giezendanner (svp, AG) zur
Sicherstellung der Blutversorgung und die Unentgeltlichkeit der Blutspende um zwei
Jahre zu verlängern. Sie hatte im Juni des Vorjahres beim BAG die Ausarbeitung eines
Entwurfs in Auftrag gegeben. Aufgrund der starken Auslastung durch die Covid-19-
Pandemie werde damit gerechnet, dass ein entsprechender Vorentwurf und
erläuternder Bericht erst im Oktober 2021 vorliegen würden, so die Kommission. 16

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.04.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Stillschweigend hiess der Nationalrat in der Sommersession 2021 den Antrag seiner SGK
gut, die Behandlungsfrist der parlamentarischen Initiative Giezendanner (svp, AG)
«Sicherstellung der Blutversorgung und die Unentgeltlichkeit der Blutspende» um
zwei Jahre zu verlängern. 17

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.06.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Im November 2021 hiess die SGK-NR den Vorentwurf zur Umsetzung einer
parlamentarischen Initiative von Ulrich Giezendanner (svp, AG) «Sicherstellung der
Blutversorgung und die Unentgeltlichkeit der Blutspende» einstimmig gut, nachdem
sie einen Antrag, welcher ein Diskriminierungsverbot bei der Blutspende durchsetzen
wollte, mit 7 zu 4 Stimmen bei 2 Enthaltungen angenommen hatte. 

Am 24. Februar 2022 wurde die Vernehmlassung über den Entwurf, der eine Änderung

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.08.2022
VIKTORIA KIPFER
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des Bundesgesetzes über Arzneimittel und Medizinprodukte vorsah, eröffnet. Insgesamt
trafen 43 Stellungnahmen zum Vernehmlassungsentwurf ein. Der Grossteil der Kantone,
die GDK, der SGB sowie die GLP, die Mitte und die SP unterstützten die Vorlage ohne
spezifische Änderungsvorschläge, fügten jedoch Kommentare an. Bei den anderen
Vernehmlassungsteilehmenden gab insbesondere die vorgeschlagene Unentgeltlichkeit
der Blutspende zu reden. Der Kanton Zürich erachtete die geforderte Unentgeltlichkeit
bei der Einfuhr von Blut und Blutprodukten aus dem Ausland als hindernd für die
Bereitstellung einer ausreichenden Zahl an Blutkonserven in der Schweiz. Auch die
Blutspendeorganisationen wünschten sich Ausnahmen der Unentgeltlichkeit, unter
anderem im Falle der Einfuhr von Blut mit seltenen Merkmalen zu Forschungszwecken.
Die Kantone Basel-Landschaft und Thurgau schlugen vor, dass bei einem akuten
Engpass Ausnahmen der Unentgeltlichkeit zum Zuge kommen sollten, also auch
entgeltlich gespendete Blutkonserven eingeführt werden könnten. Bezüglich des
Diskriminierungsverbots, erachtete es der Kanton Tessin nicht als nötig, die sexuelle
Orientierung spezifisch zu erwähnen, da der heutige Ausschluss von Männern, welche
Sex mit Männern haben (MSM), nicht durch deren sexuelle Orientierung, sondern durch
das daraus potentiell entstehende HIV-Risikoverhalten gerechtfertigt werde. Der
Kanton Waadt hielt fest, dass bei der vorgesehenen Änderung noch klarer aufgezeigt
werden müsse, dass spezifische Sperrfristen für MSM abgeschafft werden würden und
das Sexualverhalten einheitlich, und von der sexuellen Orientierung unabhängig,
beurteilt werde. Als Eingrenzung des noch sehr breit gefassten
Diskriminierungsverbots, schlugen die Grünen eine individuelle Beurteilung des
Risikoverhaltens von Spenderinnen und Spendern, unabhängig von deren Geschlecht
und sexueller Orientierung, vor. Auch die GLP und die Mitte kommentierten, dass das
individuelle Risikoverhalten eines Individuums im Vordergrund zu stehen habe,
brachten aber keine spezifischen Vorschläge zur Umsetzung ein. Diese Meinung teilten
auch eine Reihe von LGBTQIA+-Organisationen. Die Blutspendeorganisationen warnten
jedoch, dass ein allgemeines Diskriminierungsverbot  in bestimmten Fällen die
Patienten- und Produktsicherheit gefährden könne. Andere Teilnehmende der
Vernehmlassung, so auch die Kantone Basel-Stadt und Zürich, empfanden die Anti-
Diskriminierungsklausel in der Bundesverfassung als ausreichend und wollten darauf
verzichten, das HMG entsprechend zu ergänzen. Die SVP wünschte sich, dass unter
Einbezug wissenschaftlicher Erkenntnisse der Ausschluss gewisser Personengruppen
von der Blutspende weiterhin möglich bleibe. Schliesslich äusserten sich auch viele
Vernehmlassungsteilnehmende zur geplanten Finanzhilfe zur Sicherstellung des
sicheren Umgangs mit Blut. Blutspendeorganisationen sprachen sich für eine starke
Verbindlichkeit bei der Förderung von Finanzhilfen aus; sie wollten aber auch Klarheit
darüber, welche konkreten Leistungen der Bund unterstütze. FDP und SVP verlangten,
dass diese Finanzierungshilfen nur im äussersten Notfall zum Zuge kommen sollten,
währenddem der Kanton St. Gallen an der Effektivität finanzieller Unterstützung zur
Verbesserung der Blutspende-Problematik zweifelte. 
In Reaktion auf die Vernehmlassungsergebnisse entschied die SGK-NR im August 2022
ihren Entwurf in zwei Punkten anzupassen: Erstens sollten bei der Unentgeltlichkeit der
Blutspende Ausnahmen möglich sein, zweitens solle der Ausschluss von der Blutspende
am individuellen Risikoverhalten festgemacht und wissenschaftlich begründet
werden. 18

In ihrer Medienmitteilung vom 23. Juni 2022 gab die SGK-NR bekannt, dass sie mit 22
zu 1 Stimme entschieden habe, die parlamentarische Initiative Nantermod (fdp, VS)
«Organspende dank der Versichertenkarte stärken» zur Abschreibung zu beantragen.
Als Grund für ihren Sinneswandel – bei ihrer ersten Behandlung hatte sie sich noch für
das Anliegen ausgesprochen – nannte die Kommission den indirekten Gegenvorschlag
zur Volksinitiative «Organspende fördern – Leben retten», der im Mai 2022 vom
Schweizer Stimmvolk angenommen worden war. Im Rahmen der Detailberatung des
Gegenvorschlags habe sich der Nationalrat mit dem Anliegen der parlamentarischen
Initiative befasst, dieses damals jedoch unter anderem aus Praktikabilitäts- und
Datenschutzgründen abgelehnt. Der Gegenstand der parlamentarischen Initiative sei
also durch das Parlament bereits behandelt worden, weshalb die SGK-NR es nicht mehr
als notwendig erachte, dem Begehren Nantermods nachzugehen. In der Herbstsession
2022 kam der Nationalrat seiner vorberatenden Kommission stillschweigend nach und
schrieb die Initiative ab. 19
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Die Umsetzung der parlamentarischen Initiative Giezendanner (svp, AG) zur
Sicherstellung der Blutversorgung und Unentgeltlichkeit der Blutspende schritt Ende
2022 und im Frühjahr 2023 weiter voran.
Im Dezember 2022 nahm der Bundesrat Stellung zur Vorlage. Er begrüsste im Grundsatz
die gesetzliche Verankerung der Unentgeltlichkeit der Blutspende sowie das
Diskriminierungsverbot bei den Ausschlusskriterien der Spenderinnen und Spender; er
schlug bei diesen Artikeln nur wenige kleinere Änderungen vor. Er lehnte jedoch die von
der SGK-NR vorgesehene Verankerung von Finanzhilfen des Bundes im HMG ab, da das
schweizerische Blutspendewesen durch den Verkauf der aus den unentgeltlichen
Blutspenden hergestellten Produkte finanziert werden solle. Des Weiteren sei die
Gesundheitsversorgung Aufgabe der Kantone und nicht des Bundes.
Im März 2023 diskutierte die SGK-NR die Stellungnahme des Bundesrates und nahm alle
Änderungswünsche mehrheitlich an. Eine Minderheit hatte sich vergeblich dafür
eingesetzt, die Finanzhilfen des Bundes im Gesetz verbleiben zu lassen.
Nachdem die Behandlungsfrist des Geschäfts zweimal verlängert worden war, konnte
der Nationalrat in der Sondersession 2023 über die Vorlage diskutieren. Brigitte
Crottaz (sp, VD) zog die Minderheit aus der Kommission weiter in den Nationalrat und
setzte sich hier abermals für die Möglichkeit für Finanzhilfen von Bundesseite ein, um
die ausreichende Versorgung mit Blutkonserven zu gewährleisten. Dies unter anderem,
da es sich bei der Finanzhilfe lediglich um eine Kann-Formulierung handle, diese also
nicht umgesetzt werden müsse, wenn es nicht nötig sei. Da die parlamentarische
Initiative Giezendanner primär auf die Bereitstellung genügender Blutkonserven
fokussiere, gebe es durchaus Sinn in Ausnahmefällen eine Finanzierungsmöglichkeit auf
Bundesebene bereitzustelllen, pflichtete Nationalrat Lorenz Hess (mitte, BE) für die
Mitte-Fraktion bei. Nach den weiteren Fraktionsvoten und der Stellungnahme von
Gesundheitsminister Berset schritt die grosse Kammer zur Abstimmung. Nachdem
Eintreten ohne Gegenantrag beschlossen wurde, stimmte der Nationalrat mit 101 zu 81
Stimmen für den Mehrheitsantrag bezüglich der Finanzhilfen und unterstützte damit
vollumfänglich seine Kommission. Sowohl die geschlossen stimmenden Fraktionen der
FDP und der SVP, als auch die klare Mehrheit der Grünen-Fraktion sprachen sich für
den Mehrheitsantrag aus. Die Fraktionen der SP, GLP und Mitte unterstützten dagegen
die Minderheit Crottaz. In der Gesamtabstimmung wurde das Geschäft einstimmig
angenommen. 20

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.05.2023
VIKTORIA KIPFER

Suchtmittel

Diskussionslos und mit deutlicher Mehrheit verwarf der Nationalrat eine an die
Volksinitiative «Jugend ohne Drogen» angelehnte parlamentarische Initiative Bischof
(sd, ZH), welche das Rauschgiftproblem mit einer restriktiven und direkt auf Abstinenz
ausgerichteten Politik bekämpfen wollte. Das Plenum folgte dabei den Ausführungen
der Kommission, welche repressive Methoden als untaugliches Mittel zur Bekämpfung
der Drogensucht bezeichnete und den Bundesrat in seiner Politik der aufbauenden
Überlebenshilfe unterstützte. 21

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.06.1995
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Soziale Gruppen

Eine von Silvia Schenker (sp, BS) eingereichte und nach Ausscheiden der
Parlamentarierin aus dem Nationalrat von Parteikollegin Yvonne Feri (sp, AG)
übernommene parlamentarische Initiative verlangte, dass in Botschaften zu
Erlassentwürfen jeweils explizit Bezug zur Einhaltung der Sozialziele genommen
werden muss. Schenker hatte ihren Vorstoss damit begründet, dass die Sozialwerke in
den letzten Jahren stark unter Druck geraten seien und dass in den Debatten finanzielle
Aspekte oftmals im Zentrum stünden. Übergeordnete Aspekte programmatischer Natur,
wie sie sich in den Sozialzielen finden, erhielten dadurch zu wenig Beachtung. Die
vorberatende SGK-NR wollte dem Anliegen mit 16 zu 8 Stimmen keine Folge geben. Die
Kommissionsmehrheit war der Ansicht, aufgrund der bereits vorhandenen
Bestimmungen in Art. 141 Abs. 2 des Parlamentsgesetzes, konkret mit der Ziffer g, die
die Berücksichtigung der Auswirkungen auf Wirtschaft, Gesellschaft, Umwelt und
künftige Generationen verlangt, komme den Sozialzielen in den Erlassentwürfen
ausreichend Beachtung zu. Eine linke Minderheit erachtete es dagegen als wichtig, die
sozialen Auswirkungen ebenfalls explizit aufzuführen. 22
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Einer von Silvia Schenker (sp, BS) eingereichten und später von Parteikollegin Yvonne
Feri (sp, AG) übernommenen parlamentarischen Initiative, welche in bundesrätlichen
Botschaften zu Erlassentwürfen explizite Stellungnahmen bezüglich der Einhaltung
der Sozialziele  forderte, gab der Nationalrat Anfang März 2021 mit 115 zu 70 Stimmen
keine Folge. Während die Fraktionen der SP und der Grünen Partei sowie drei
Mitglieder der Mitte-Fraktion die parlamentarische Initiative unterstützten, wurde sie
von einer bürgerlich-liberalen Mehrheit abgelehnt. Der Nationalrat urteilte somit gleich
wie vor ihm bereits eine Mehrheit der SGK-NR, womit die Initiative erledigt war. 23
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